
 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 

(&) 
 
An die  
Mitglieder 
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 
der Stadtverordnetenversammlung 
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Turski 
Tel. 05 61/7 87.12 26 
Fax 05 61/7 87.21 82 
E-Mail: andrea.turski@stadt-kassel.de 

 
Kassel, 25. Oktober 2011 

 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 5. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport lade ich ein für 
 

Dienstag, 1. November 2011, 17:00 Uhr, 
Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel. 

 
Tagesordnung: 
 
 
1. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.02.2011 
Bericht des Magistrats 
101.16.1799 

 
2. Vorlage der fehlenden Geschäftsberichte des Jobcenters 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 
- 101.17.213 -  

 
3. Kunstrasensportfelder 

Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 
- 101.17.228 -  

 
4. Weitere Förderung der Altenarbeit der AWO im Stadtteilzentrum Niederzwehren 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 
- 101.17.232 -  

 
5. Konsequenzen durch Kürzungen der pauschalen Förderung der 

Schwangerschaftskonfliktberatung 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Axel Selbert 
- 101.17.233 -  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Esther Kalveram 
Vorsitzende 



 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport (&) 
 
Kassel, 15. November 2011

 
 

Niederschrift 
 

über die 5. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport 

am Dienstag, 1. November 2011, 17:00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
 

1. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.02.2011 
Bericht des Magistrats 
101.16.1799 

 
 

2. Vorlage der fehlenden Geschäftsberichte des Jobcenters 101.17.213 
 

 

3. Kunstrasensportfelder 101.17.228 
 
 

4. Weitere Förderung der Altenarbeit der AWO im Stadtteilzentrum 
Niederzwehren 

101.17.232 

 
 

5. Konsequenzen durch Kürzungen der pauschalen Förderung der 
Schwangerschaftskonfliktberatung 

101.17.233 

 

 
Vorsitzende Kalveram eröffnet die mit der Einladung vom 25.10.2011 ordnungsgemäß einberufene 
5. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Sport, begrüßt die 
Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 
1. Einführung Kassel-Pass/Sozial-Pass 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 07.02.2011 
Bericht des Magistrats 
101.16.1799 

 
Beschluss 
 

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die folgende Bürgereingabe betr. Einführung 
Kassel-Pass/Sozial-Pass zur Kenntnis:  
 
„Die Stadtverordnetenversammlung führt einen Kassel-Pass ein; d. h. einen kostenlosen 
Sozial-Pass für alle Transferleistungsempfänger/-innen Kassels nach SGB II, SGB XII und 
Asylbewerberleistungsgesetz.  
 
1. Der Berechtigungsausweis ist - wie z. B. der Berechtigungsausweis für das Diakonieticket 
im Schwalm-Eder-Kreis - mit der Bewilligung von den bewilligenden Stellen auszustellen. Er 
soll diskriminierungsfrei und unbürokratisch den Nachweis der Berechtigung dokumentieren.  
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2. Ein Faltblatt mit den bereits bestehenden Vergünstigungen für diese Personengruppen 
soll bei den Ausgabestellen bereitgestellt und als Bürgerinformation ins Netz gestellt werden.  
 
3. Die Vergünstigungen für Städtische Schwimmbäder und alle Angebote der VHS sollten 
mindestens 50 % ausmachen; städtische Museen und Stadtbibliothek sollten entgeltfrei sein 
für diesen Personenkreis.  
 
Der Magistrat wird gebeten, vor der Sommerpause 2011 im Sozialausschuss über die 
weitere Entwicklung zu berichten und mögliche Wege zur Einführung eines „Kassel- Pass“ 
für Bezieher niedriger Einkommen darzustellen.  

 
Oberbürgermeister Hilgen gibt den Bericht für den Magistrat ab. In der sich anschließenden 
Diskussion beantwortet er gemeinsam mit Stadtkämmerer Dr. Barthel die Fragen der 
Ausschussmitglieder. 
 
 
Der Bericht von Oberbürgermeister Hilgen wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

2. Vorlage der fehlenden Geschäftsberichte des Jobcenters 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.213 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, den noch ausstehenden Geschäftsbericht der 
Arbeitsförderung Kassel für das 2. Halbjahr 2010 vorzulegen. 
 
Ab dem Jahr 2011 soll der Geschäftsbericht durch das Jobcenter für den Bereich SGB II 
um einen SGB XII – Bericht erweitert werden.Ergänzend dazu soll in einem extra 
aufgeführten Bericht der Stand des  Bildungs- und Teilhabepaketes erläutert werden. 
 

Im Rahmen der Aussprache ändert Stadtverordneter Selbert, Fraktion Kasseler Linke, den Antrag 
wie folgt. 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, den noch ausstehenden Geschäftsbericht der 
Arbeitsförderung Kassel für das 2. Halbjahr 2010 vorzulegen. 
 
Ab dem Jahr 2011 soll der Geschäftsbericht durch das Jobcenter für den Bereich SGB II 
um einen SGB XII - Bericht und einen Bericht für den Rechtskreis des AsylbLG 
erweitert werden. Ergänzend dazu soll in einem extra aufgeführten Bericht der Stand des  
Bildungs- und Teilhabepaketes erläutert werden. 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel nimmt Stellung zu dem geänderten Antrag. Herr Ruchhöft, Leiter des 
Sozialamtes, gibt den Hinweis, dass alle Daten bzw. Kennzahlen im Internet unter 
www.sgb2.de.info veröffentlicht sind. Die Fraktionssprecher erhalten als Tischvorlage den 
Kurzbericht des Jobcenters Kassel 2010/2011. 
 
 
 

http://www.sgb2.de.info/
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Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der geänderte Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Vorlage der fehlenden 
Geschäftsberichte des Jobcenters, 101.17.213, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Monika Sprafke 
 
 
 

3. Kunstrasensportfelder 
Anfrage der Fraktion B90/Grüne 
- 101.17.228 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Kunstrasenfelder sind in der Stadt Kassel vorhanden? 
 
2. An wie vielen Tagen sind welche Plätze in 2010 gesperrt gewesen? 
 
3. Wie schätzt der Magistrat den Erfolg dieser Anlagen für die Vereine und die 

Sportlerinnen und Sportler ein? 
 
4. Welche Wünsche nach Kunstrasenfeldern in der Stadt sind dem Magistrat bekannt? 

 
Nach Beantwortung durch Stadtkämmerer Dr. Barthel erklärt Vorsitzende Kalveram die 
Anfrage für erledigt. 
 
 
 

4. Weitere Förderung der Altenarbeit der AWO im Stadtteilzentrum Niederzwehren 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.232 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

die Existenz des Elisabeth-Selbert-Hauses als Bürgerhaus in Niederzwehren und die 
Organisation der dort stattfindenden Altenarbeit durch die Arbeiterwohlfahrt (AWO) ohne 
finanzielle Einschränkungen weiter zu unterstützen. 
Durch eine Haushaltsentscheidung des Stadtparlaments in diesem Herbst soll die 
Finanzierung der Arbeit auch im nächsten Jahr gesichert werden und eine personelle 
Nachfolgeregelung für den in Altersteilzeit gehenden bisherigen hauptamtlichen 
Mitarbeiter getroffen werden, um das bisherige Angebot planbar zu erhalten. 
Der Bedarf von Mitteln für Menschen im Stadtteil, die pflegebedürftig sind und ihr Haus 
nicht mehr selbst verlassen können, muss durch zusätzliche Finanzmittel gedeckt 
werden. 
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Der Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU 
Enthaltung: -- 
Abwesend: FDP 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Weitere Förderung der Altenarbeit der 
AWO im Stadtteilzentrum Niederzwehren, 101.17.232, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Anja Lipschik 
 
 
 

5. Konsequenzen durch Kürzungen der pauschalen Förderung der 
Schwangerschaftskonfliktberatung 
Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.233 - 

 
Anfrage 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Mit welchen finanziellen Konsequenzen für die Stadt Kassel rechnet der Magistrat durch die 
von der hessischen Landesregierung beschlossenen Kürzungen bei der 
Schwangerschaftskonfliktberatung? 

 
Stadtkämmerer Dr. Barthel beantwortet die Anfrage. Im Anschluss werden Nachfragen der 
Ausschussmitglieder von ihm und Frau Kolter, Mitarbeiterin des Gesundheitsamtes Region Kassel, 
beantwortet. 
 
 
Nach Beantwortung durch Stadtkämmerer Dr. Barthel erklärt Vorsitzende Kalveram die 
Anfrage für erledigt. 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18:28 Uhr 
 
 
 
 
 
Esther Kalveram Andrea Turski 
Vorsitzende Schriftführerin 
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(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.213  Kassel, 26. September 2011 
 
 
 
Vorlage der fehlenden Geschäftsberichte des Jobcenters 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, den noch ausstehenden Geschäftsbericht der 
Arbeitsförderung Kassel für das 2. Halbjahr 2010 vorzulegen. 
 
Ab dem Jahr 2011 soll der Geschäftsbericht durch das Jobcenter für den Bereich SGB II 
um einen SGB XII – Bericht erweitert werden.Ergänzend dazu soll in einem extra 
aufgeführten Bericht der Stand des  Bildungs- und Teilhabepaketes erläutert werden. 

 
 

Begründung: 
 
Der letzte Geschäftsbericht der damals noch unter dem Namen Arbeitsförderung Kassel 
arbeitenden Behörde wurde für das 1. Halbjahr 2010 vorgelegt. 
Für das Jobcenter Stadt Kassel ist bisher für das Jahr 2011 nur ein zweiseitiges Papier mit 
Eckdaten der Grundsicherung im Internet veröffentlicht. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de


 
 
 

 
 

  
 
 
 

 
 
 
Kurzbericht  
 
Zielerreichung 2010 / 2011 
und Eckdaten  
des Jobcenters Stadt Kassel 
 
 
 
 
 
 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem Sozialgesetzbuch 
 
 

SGB II 
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Zielvorgaben in 2010 
 
Für das Jahr 2010 hatte die Bundesagentur für Arbeit mit dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales eine Zielvereinbarung gemäß § 48 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) 
abgeschlossen. 
Grundlage waren der Bundeshaushalt und die ökonomischen Eckwerte der Bundesregierung 
vom Oktober 2009 mit einem erwarteten Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 1,2 
Prozent.  
Die Zielvereinbarung war darauf ausgerichtet, möglichst viele erwerbsfähige Hilfebedürftige 
dauerhaft in existenzsichernde Arbeit einzugliedern, insgesamt die Hilfebedürftigkeit zu 
vermindern und insbesondere Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden bzw. ihr Ausmaß zu 
verringern.  

Ökonomische Rahmenbedingungen 

Da Vorhersagen über die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt besonders in Krisenzeiten mit großen 
Unsicherheiten behaftet waren, wurden die konjunkturellen Risiken im Jahresverlauf beobachtet, um bei 
einer stark abweichenden wirtschaftlichen Entwicklung die Zielwerte durch entsprechende 
Erwartungswerte anzupassen. 
 
Mit der Frühjahrsprojektion korrigierte die Bundesregierung die Entwicklung des Wirtschafts- 
wachstums für 2010 auf plus 1,4 Prozent und ging von einer deutlich besseren Entwicklung des 
Arbeitsmarktes für 2010 aus. Der Zuwachs an Kunden fiel geringer aus als erwartet und die 
Integrationschancen – gerade in den von der wirtschaftlichen Krise besonders betroffenen Regionen – 
stabilisierten sich bzw. zeigten bereits einen positiven Trend. 
 
Aufgrund dieser Entwicklung  vereinbarten das BMAS und die BA im  Erwartungswerte für die Ziele  
 

 Verringerung der Hilfebedürftigkeit 
 Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit 
 Langzeitbezug vermeiden 

 
 
Für die ARGEn im SGB II Typ 3, darunter die AFK, hatten sich folgende Veränderungen in 
der Zielerreichung ergeben: 
 
 

Ziel Messgröße 
Zielwert 
bisher 

Erwartungs-
wert 

Veränderung 
gegenüber  
Zielwert 

Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit 

Summe passiver 
Leistungen 

+12,6% +5,9% -6,7% 

Verbesserung der 
Integration in 
Erwerbstätigkeit 

Integrationsquote -13,4% -9,6% -3,8% 

Langzeitbezug 
vermeiden 

Kunden im Kunden-
kontakt >24 Monate 

+/-0% -3,7% -3,7% 
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Ergebnisse der Zielerreichung 2010 
 

 
 
 
Neuorganisation SGB II 
 
Das Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende vom  
17. Juni 2010 sieht als Regelorganisation die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung von Agenturen für 
Arbeit und Kommunen vor. Die einheitliche Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und 
die Gewährung von kompetenter Beratung und Hilfe wird durch die Bildung einer gemeinsamen 
Einrichtung der Träger aus „einer Hand“ gewährleistet. 
 
Mit dem 01. Januar 2011 ging die  

 
aus ihrer ursprünglichen Organisationsform einer Arbeitsgemeinschaft in das  
 

 
als gemeinsame Einrichtung über. 
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Zielvorgabe in 2011 
 
Die Zielvereinbarung 2011, die gemäß § 48b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der Bundesagentur für Arbeit abgeschlossen hat, wurde 
nicht auf das Jobcenter der Stadt Kassel übertragen. Unter Berücksichtigung von  regionalen 
Besonderheiten beschloss die Trägerversammlung am 25.02.2011 eine Zielvorgabe  für den 
Geschäftsführer des Jobcenters mit folgenden Zielen: 
 
 
 

Ziel Messgröße Zielwert 2011 

Veränderung 
gegenüber  

Jahresergebnis 
2010 

Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit 

Summe passiver Leistungen 54,5 Mio. Euro -5,7 % 

Verbesserung der 
Integration in 
Erwerbstätigkeit 

Integrationsquote 22,8 % +0,4% 

Langzeitbezug 
vermeiden 

Kunden im Kundenkontakt 
größer 24 Monate 

3.503 -2,9% 

Kundenzufriedenheit 
Index aus 
Kundenzufriedenheit 

2,4 Punkte -0,1 Punkte 

 
 

 
Ergebnisse der Zielerreichung im Juni 2011 
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Eckdaten der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1294 
Telefax 0561 787 2104 
E-Mail  info@gruene-kassel.de 

Vorlage Nr. 101.17.228  Kassel, 7. Oktober 2011 
 
 
 
Kunstrasensportfelder 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

1. Wie viele Kunstrasenfelder sind in der Stadt Kassel vorhanden? 
 
2. An wie vielen Tagen sind welche Plätze in 2010 gesperrt gewesen? 
 
3. Wie schätzt der Magistrat den Erfolg dieser Anlagen für die Vereine und die 

Sportlerinnen und Sportler ein? 
 
4. Welche Wünsche nach Kunstrasenfeldern in der Stadt sind dem Magistrat bekannt? 

 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Boris Mijatovic 
 
 
 
gez. Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@gruene-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.232  Kassel, 24. Oktober 2011 
 
 
 
Weitere Förderung der Altenarbeit der AWO im Stadtteilzentrum Niederzwehren 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

die Existenz des Elisabeth-Selbert-Hauses als Bürgerhaus in Niederzwehren und die 
Organisation der dort stattfindenden Altenarbeit durch die Arbeiterwohlfahrt (AWO) ohne 
finanzielle Einschränkungen weiter zu unterstützen. 
Durch eine Haushaltsentscheidung des Stadtparlaments in diesem Herbst soll die 
Finanzierung der Arbeit auch im nächsten Jahr gesichert werden und eine personelle 
Nachfolgeregelung für den in Altersteilzeit gehenden bisherigen hauptamtlichen 
Mitarbeiter getroffen werden, um das bisherige Angebot planbar zu erhalten. 
Der Bedarf von Mitteln für Menschen im Stadtteil, die pflegebedürftig sind und ihr Haus 
nicht mehr selbst verlassen können, muss durch zusätzliche Finanzmittel gedeckt 
werden. 

 
 

Begründung: 
 
Die seit einem Jahrzehnt gut gewachsenen und bewährten Strukturen der Altenarbeit im 
Stadtteilzentrum Niederzwehren werden mit viel Engagement und unter Beteiligung der 
TeilnehmerInnen organisiert. Gesundheitsvorsorge durch Walking und Gymnastik, Kultur und 
Literatur, Basteln und Kommunikation geben den Rahmen für ältere Menschen, die sich im 
Elisabeth-Selbert-Haus treffen und jung halten. Dieses Angebot ist für viele Menschen im Stadtteil 
unverzichtbar. Immobile Menschen dürfen in der Finanzplanung nicht gegen noch mobile ältere 
Menschen ausgespielt werden. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail  fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.233  Kassel, 24. Oktober 2011 
 
 
 
Konsequenzen durch Kürzungen der pauschalen Förderung der 
Schwangerschaftskonfliktberatung 
 
 
 

Anfrage 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 
 
 
Wir fragen den Magistrat: 
 

Mit welchen finanziellen Konsequenzen für die Stadt Kassel rechnet der Magistrat durch die 
von der hessischen Landesregierung beschlossenen Kürzungen bei der 
Schwangerschaftskonfliktberatung? 

 
 
Begründung: 
Die hessische Landesregierung hat durch eine Anfang Oktober erfolgte Gesetzesänderung 
Kürzungen bei der Förderung der Beratungspersonalstellen in der 
Schwangerschaftskonfliktberatung vorgenommen. 
Nachdem die Förderungspauschale im Jahr 2011 bei 79.000 € pro Beratungsstelle lag, ist sie im 
Jahr 2012 nur noch auf 67.000 € beziffert.  
Die Senkung des Bewilligungsvolumens wird dazu führen, dass die momentanen Zuschüsse der 
Kommunen und Eigenmittel der Träger nicht mehr ausreichend sind, da sie für die 
Aufgabenerfüllung nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz eingesetzt werden müssen, um die 
vom Land vorgenommenen Kürzungen abzufedern. Dies geht zu Lasten anderer ergänzender 
Aufgaben und wird sich bei gleichbleibender kommunaler Förderung negativ auf die Qualität der 
Beratungen auswirken. 
 
 
Fragesteller/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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